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Bescheinigung
zur Vorlage beim Gesundheitsamt


Herr / Frau ................................................................................................................................................................... geb. am ................................................................
benötigt für die Zulassung zum Vorbereitungsdienst

|_|	für das Lehramt an Grund-, Haupt, und Werkrealschulen
|_|	für das Lehramt an Realschulen
|_|	für das Lehramt an Sonderschulen
|_|	für die Laufbahn des höheren Schuldienstes an Gymnasien
|_|	für die Laufbahn des höheren Schuldienstes an beruflichen Schulen
|_|	für Technische Lehrer an beruflichen Schulen
|_|	für Fachlehrer für musisch-technische Fächer
|_|	für Fachlehrer und für Technische Lehrer an Sonderschulen

in Baden-Württemberg ein amtsärztliches Zeugnis neuesten Datums gemäß § 9 Beamtenstatusgesetz in Verbindung mit den dazu ergangenen beamtenrechtlichen Vorschriften sowie den Regelungen in den jeweiligen Verordnungen über den Vorbereitungsdienst und die Zweiten Prüfungsordnungen.

Das amtsärztliche Zeugnis, das zum Zeitpunkt der Zulassung zum Vorbereitungsdienst nicht älter als sechs Monate sein soll, muss zur Frage der gesundheitlichen Eignung für eine Tätigkeit als Lehrer im Beamtenverhältnis auf Widerruf und – bei Fortführung des Beamtenverhältnisses – für eine Tätigkeit im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit Stellung nehmen und insbesondere darüber Auskunft geben, ob mit vorzeitiger Dienstunfähigkeit zu rechnen ist.

Nach § 4 Abs. 3 des Landesgebührengesetzes (LGebG) vom 14.12.2004 (GBl. 895ff.) sind die Landratsämter und Städte ermächtigt, durch von ihnen zu erlassende Rechtsvorschriften Gebühren für amtsärztliche Untersuchungen festzusetzen und zu erheben. Etwaige Kosten für eine amtsärztliche Untersuchung können nicht übernommen werden.

Die Untersuchung ist freiwillig. Verweigert die Bewerberin bzw. der Bewerber die Untersuchung sowie die erforderlichen Mitwirkungshandlungen wie Entbindung von der ärztlichen Schweigepflicht, das Erteilen von Auskünften und Vorlegen von fachärztlichen Zeugnissen, so kann er nicht zum Vorbereitungsdienst zugelassen werden.

Das amtsärztliche Zeugnis ist vom Gesundheitsamt direkt der untersuchten Person auszuhändigen.

Diese Bescheinigung ist maschinell erstellt und deshalb auch ohne Unterschrift und Siegel wirksam10/ 14 – 2.1.023b


Mit freundlichen Grüßen
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Hinweis:
Zuständig ist das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk die Bewerberin bzw. der Bewerber seinen 1. Wohnsitz (gewöhnlichen Aufenthalt) hat. 
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